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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

In der Sommersession beugte sich der Nationalrat über den von der SPK-SR
ausgearbeiteten Entwurf für die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Berberat
(sp, NE), die ein transparentes Lobbying verlangte. Die SPK-NR hatte sich in ihrer
vorberatenden Sitzung bereits Ende Mai gegen die Vorlage ausgesprochen. Dass
Interessenvertreterinnen und -vertreter, die von Parlamentsmitgliedern Zutritt
erhalten, ihre Aufträge offenlegen müssten, diene nicht der Transparenz – in ihrer
Medienmitteilung stellte die SPK-NR die Frage, was denn die Bürgerinnen und Bürger
mit dieser Information anfangen sollten –, sondern verursache nur sehr viel Bürokratie.
Man könne den einzelnen Parlamentarierinnen und Parlamentariern zumuten, dass sie
sich selber über Auftraggeberinnen und Auftraggeber der Personen informierten, die
von ihnen einen Badge erhalten. Das vorgesehene Akkreditierungssystem würde
hingegen zur Institutionalisierung des Lobbyismus führen und nur den grossen
Agenturen dienen. Auch hier entstünde dem Parlament lediglich bürokratischer
Mehraufwand. Die Kommission beantragte deshalb Nichteintreten. 
In der Ratsdebatte wies der Kommissionssprecher Marco Romano (cvp, TI) zusätzlich zu
den Argumenten der Kommissionsmehrheit darauf hin, dass die wichtigen Kontakte
ausserhalb des Bundeshauses stattfänden, Transparenz also sowieso illusorisch sei. Die
Minderheit, vertreten durch Matthias Jauslin (fdp, AG), betonte hingegen, dass selbst
die Lobbyorganisationen, also etwa die Schweizerische Public Affairs Gesellschaft
(Spag), Regelungen wünschten. Die in der Initiative Berberat angeregten Ideen seien
eigentlich viel weiter gegangen, als die vorliegende «Schwachstromlösung». Diese sei
aber immerhin ein kleiner Kompromiss, den man jetzt nicht auch noch abweisen dürfe.
Man solle wenigstens eintreten und der SPK-NR damit die Möglichkeit geben, sich noch
einmal um die Sache zu kümmern. Wegschauen sei keine Lösung. 
Nachdem Vertreterinnen und Vertreter der SP, der Grünen und der GLP sich für
Eintreten ausgesprochen hatten und nach einer mit Rückfragen gespickten Debatte, in
der es auch um die Frage ging, ob man in der Kommission genügend über die Details
der Vorlage nachgedacht und nicht einfach nur über Eintreten diskutiert habe – eine
Frage die von Angehörigen der Kommissionsmehrheit anders beantwortet wurde als von
den Mitgliedern der Minderheit –, votierte die Ratsmehrheit der grossen Kammer
schliesslich gegen Eintreten. Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war,
stammten die 72 Stimmen für Eintreten aus den geschlossenen stimmenden Fraktionen
von SP, GP und GLP; allerdings votierten auch nicht weniger als 19 bürgerliche
Abweichlerinnen und Abweichler für Eintreten. Der Mehrheit von 103 Stimmen
vermochten sie allerdings nichts entgegenzuhalten. In der Presse stiess der
nationalrätliche Entscheid auf Kritik. Vier Jahre nach der «Kasachstan-Affäre» sei nun
auch der letzte der damals zahlreich eingereichten Vorstösse versenkt worden, ohne
dass Verbesserungen vorgenommen worden seien. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Der Nationalrat beugte sich in seiner Sondersession im Oktober 2020 über die
Vorschläge seiner SPK-NR zu einer Regelung für transparentes Lobbying. Nachdem
Eintreten während der Wintersession 2019 beschlossen worden war, galt es nun die
Details zu beraten, was in zwei Blöcken getan werden sollte: Block 1 umfasste den
Zugang zum Parlamentsgebäude, während Block 2 die Offenlegungspflichten der
Ratsmitglieder betraf. Nachdem die Fraktionen ihre Positionen dargelegt hatten,
berichteten Greta Gysin (gp, TI) und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) für die Kommission.
Die Vorlage, die auf den Vorschlägen einer 2015 eingereichten parlamentarischen
Initiative Berberat (sp, NE) beruhen, sehe ein öffentliches Register von Lobbyisten, eine
Offenlegung derer Mandate sowie Sanktionen bei Verstössen vor. Lobbyisten sollen nur
noch Tageszutritte zum Bundeshaus erhalten. Dauerausweise (so genannte Badges) – so
der Vorschlag für ein vereinfachtes Akkreditierungssystem – sollen nur noch an
Familienmitglieder und persönliche Mitarbeitende vergeben werden dürfen, die, falls
sie Interessenvertretung betreiben, ebenfalls in das öffentliche Register eingetragen
werden müssen. Schliesslich beantragte die SPK-NR, dass nur noch Zutritt zur
Wandelhalle haben soll, wer einen Dauerausweis oder eine Medienakkreditierung
besitzt.
Verschiedene sprachliche Präzisierungen, die von Minderheitenanträgen verlangt
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wurden, erhielten in den ersten Detailabstimmungsrunden eine Mehrheit. So sollen zum
Beispiel Bundesangestellte, die ebenfalls einen Dauerausweis haben, von der Regelung
für eine Offenlegungspflicht ausgenommen werden. Keine Chance und lediglich
Zuspruch von der SVP- und von Teilen der FDP-Fraktion hatte ein Minderheitsantrag
Buffat (svp, VD), der verhindern wollte, dass die Ausstellung des Dauerausweises mit
einem Verbot für die Annahme von Geld- und Sachzuwendungen verknüpft wird. Die
gleiche Minderheit wollte – ebenso erfolglos – die Verhaltensregeln streichen, die für
Tagesbesucherinnen und -besucher festgehalten werden sollen.
Die Vorschläge in Block 2, die den Ratsmitgliedern selber Vorschriften für mehr
Transparenz hätten machen wollen, hatte die Mehrheit der SPK-NR gänzlich abgelehnt.
Die bestehenden Regelungen würden genügen und die Forderungen hätten mit der Idee
der parlamentarischen Initiative Berberat nichts zu tun, führten Greta Gysin und Andri
Silberschmidt erneut für die Kommission als Begründungen an. Diese bestehenden
Regelungen – Offenlegungspflicht der beruflichen Tätigkeiten, der Tätigkeiten in
Führungs- und Aufsichtsgremien, der Beratungs-, Leitungs- und Expertentätigkeiten
und der Mitwirkung in Kommissionen, unterschieden nach ehrenamtlichen und
bezahlten Mandaten – sollten auf Antrag linker Minderheiten ergänzt werden. Aber
weder der Vorschlag der obligatorischen Offenlegung von Entgelten über CHF 12'000
pro Jahr noch die Offenlegung von Spenden über CHF 5'000 oder die Forderung einer
Deckelung von Entgelten fanden im Rat genügend Unterstützung. Angenommen wurde
einzig ein Kommissionsantrag, der Einladungen von Interessenorganisation zu
Informationsreisen erlauben wollte, sofern die Reisekosten von den eingeladenen
Ratsmitgliedern selber bezahlt werden. 
Bei der Gesamtabstimmung ereilte die Vorlage dann das Schicksal, das ihr einzelne
bürgerliche Fraktionssprecherinnen und Fraktionssprecher bereits zu Beginn der
Beratung angedroht hatten: Mit 96 zu 82 Stimmen wurde sie abgelehnt. Die
ablehnenden Stimmen stammten dabei von der Mitte-Fraktion (21) – Marco Romano
(cvp, TI) hatte von einer unbefriedigenden Vorlage gesprochen –, von der FDP-Fraktion
(22) – Matthias Jauslin (fdp, AG) hatte der Kommission vorgeworfen, keinen Schritt
weitergekommen zu sein und ihre Arbeit nicht gemacht zu haben – und von der SVP-
Fraktion (49), bei der Barbara Steinemann (svp, ZH) ausgeführt hatte, dass Lobbying
überbewertet werde. Immerhin gesellten sich auch insgesamt vier Fraktionsmitglieder
der SP und der GLP zur ablehnenden Mehrheit. Einzig die Grüne Fraktion stimmte
geschlossen für die Vorlage – Irène Kälin (gp, AG) hatte gefordert, das man diese
wesentlichen Informationen für alle Menschen verfügbar machen und deshalb «die
Hosen runter» lassen müsse. Die Ablehnung der Vorlage bewirkte nun freilich, dass die
Parlamentsmitglieder auch in Zukunft bedeckt bleiben dürfen. Die Vorlage war mit dem
Nein nämlich definitiv vom Tisch. Erstaunlicherweise führte dies in den Medien –
anders als noch im Sommer 2019, als der Nationalrat in einer ersten Runde nicht auf die
Vorlage eintreten wollte – kaum zu Kritik. 2

1) AB NR, 2019, S. 1170 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 24.5.19; LT, 17.6.19; BaZ, 18.6.19; AZ, BaZ, LT, NZZ, TA, 19.6.19; NZZ,
20.6.19
2) AB NR, 2020, S. 2063 ff.; AB NR, 2020, S. 2067 ff.; TA, 4.7.20; Exp, Lib, 13.7.20; Exp, 14.7.20; NZZ, 31.10.20
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